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»Krieg. Macht. Flucht.«

SPD-Basis will Reißleine bei CETA ziehen

Sachsen-Anhalt: Antimilitaristen demonstrierten gegen Aufrüstung und Kriegsübungen 
in der Colbitz-Letzlinger Heide. Von Susan Bonath

Mit zwei Aktionen soll die Partei zur Ablehnung des Handelsabkommens mit Kanada bewegt werden

Dutzende Kriegsgegner prote-
stierten am Sonntag mit meh-
reren Mahnwachen und Aktio-

nen gegen die Aufrüstung des Gefechts-
übungszentrums (GÜZ) Altmark in der 
Colbitz-Letzlinger Heide (Sachsen-An-
halt). Damit ging das fünfte »War starts 
here«-Camp in Potzehne bei Letzlin-
gen unter dem Motto »Krieg. Macht. 
Flucht.« zu Ende. An den Aktionen, 
darunter ein Friedensritt und Vorträge, 
hatten sich laut Veranstalter bis zu 150 
Menschen beteiligt.

Die Polizei meldete rund 85 Teil-
nehmer. Die Proteste seien »insgesamt 
friedlich verlaufen« und hätten »nicht 
die Dimension der Vorjahre erreicht«. 
Insgesamt habe sie 43mal Identitäten 
festgestellt, zwölf Durchsuchungen 
vollzogen und sieben Platzverweise ver-
hängt. Am Samstag hätten Beamte 16 
Ordnungswidrigkeiten wegen Betretens 
militärischer Anlagen aufgenommen. 
Zudem habe die Polizei einen Fotoappa-
rat beschlagnahmt. »Es bestand der Ver-
dacht, dass damit illegale Aufnahmen 
militärischer Einrichtungen erstellt wur-
den«, teilte sie mit. Weil die Kriminalpo-
lizei keine Fotos fand, habe die Staatsan-
waltschaft Stendal die Beschlagnahme 
inzwischen aufgehoben. In der Nacht 
zum Samstag waren mehrere Gruppen 
auf den Übungsplatz vorgedrungen. 
Nach eigenen Angaben hinterließen sie 
dort antimilitaristische Banner. Teilwei-
se seien sie von Feldjägern aufgegriffen 
und hinausbegleitet worden.

Ferner habe die Polizei einen Haftbe-
fehl gegen eine Aktivistin »realisiert«, 
der nach Zahlung einer geforderten 
Geldsumme »gegenstandslos« gewor-
den sei. Ein Sprecher des Camps hatte 
gegenüber jW berichtet, die Betroffene 
gehöre der Gruppe »Women in Exile« 
an. Die Polizei habe die dunkelhäutigen 
Frauen nach einem Referat im Camp an 
der Heimreise gehindert und mehr als 
zwei Stunden festgesetzt, obwohl auch 
Kleinkinder dabeigewesen seien. »Die 

Beamten verhielten sich sehr aggres-
siv«, hieß es.

Darüber hinaus habe die Polizei in 
der Bördekreisstadt Haldensleben süd-
lich vom GÜZ gegen 15 Teilnehmer 
einer Aktion Ordnungswidrigkeitsver-
fahren eingeleitet. Die Versammlung 
sei nicht angemeldet gewesen, begrün-
dete sie. Dabei handelte es sich um ei-
ne feministische Antikriegsaktion. Mit 
Transparenten und einer uniformierten 
weiblichen Puppe im Rollstuhl, die ei-
ne Kriegsveteranin darstellen sollte, 
waren die Frauen durch die Innenstadt 
gezogen. Dort hatten sie einen Sketch 
vorgetragen und eine Kundgebung ab-
gehalten. Die Polizei hatte die Aktion 
geduldet. Zwei Beamte waren dem Zug 
gefolgt.

»Wir wollen deutlich machen, dass 
es in keinem Krieg um die viel gepre-

digte Befreiung der Frau geht«, sagte 
eine Aktivistin während der Aktion ge-
genüber jW. Eine Rednerin prangerte 
an, dass der Kriegsdienst für Frauen 
mit »Gleichberechtigung« begrün-
det werde. Tatsächlich seien Armeen 
»Männerbünde und ein Symbol des 
kapitalistischen Patriarchats«. »Ver-
gewaltigungen sind Kriegsstrategie«, 
mahnte sie. Frauen und Kinder würden 
»zu Freiwild«.

Von Passanten wurde die Aktion 
kaum reflektiert. Es habe einige wenige 
positive Gespräche mit Anwohnern ge-
geben, aber auch etliche Beschimpfun-
gen, resümierte eine Aktivistin. In ande-
ren Städten, wo die Gruppe aufgetreten 
war, sei es ähnlich verlaufen. Auch an-
deren Campteilnehmern zufolge sei der 
schwere Stand von Friedensaktivisten in 
einer Region deutlich geworden, in der 

die Politik die Bundeswehr als »Arbeit-
geber« und »Wirtschaftsmotor« feiert. 
Gegen eine Mahnwache in Letzlingen, 
wo sich die GÜZ-Kommandozentrale 
befindet, hatte Ortsbürgermeisterin Re-
gina Lessing ein »Pro Bundeswehr«-
Fest organisiert.

Im GÜZ erhalten Bundeswehr- und 
NATO-Truppen den letzten Schliff für 
Auslandseinsätze. Spätestens ab 2018 
sollen Soldaten in »Schnöggersburg« 
trainieren. Die Kosten für die im Bau 
befindliche sechseinhalb Quadratkilo-
meter große Übungsmetropole beziffert 
die Bundeswehr inzwischen mit 140 
Millionen Euro. Sachsen-Anhalts In-
nenminister Holger Stahlknecht (CDU) 
peilt dort auch gemeinsame Übungen 
von Polizei und Militär für den Einsatz 
im Inneren an (siehe auch jW vom 29. 
Juli 2016).

An der SPD-Basis brodelt es. In 
Schleswig-Holstein und in Bay-
ern haben SPD-Mitglieder In-

itiativen gestartet, um ihre Parteiführung 
zur Ablehnung des »Handelsvertrags« 
CETA (Comprehensive Economic and 
Trade Agreement) mit Kanada zu ver-
pflichten. »Die SPD muss jetzt die Reiß-

leine ziehen, ehe durch das vorläufige 
Inkraftsetzen von CETA Fakten geschaf-
fen werden, die später kaum zu korri-
gieren sein werden«, heißt es in einer 
Petition, die das schleswig-holsteinische 
SPD-Umweltforum Ende Mai unter der 
Überschrift »SPD-Mitglieder gegen CE-
TA und TTIP für eine ökologisch-so-
ziale Handels- und Wirtschaftspolitik« 
initiiert hat. Fast zeitgleich schrieben 
bayerische SPD-Mitglieder in einem of-
fenen Brief an ihren Bundesvorstand: 
»CETA wird das Kräfteverhältnis auf 
beiden Seiten des Atlantiks zugunsten 
globaler Konzerne verschieben.« Beide 
Aktionen bekommen laufend neue Un-
terstützer. Am Sonntag hatte die Petiti-
on »SPD-Mitglieder gegen CETA und 
TTIP«, die noch über drei Monate läuft, 
bereits mehr als die Hälfte der als Sam-
melziel angegebenen 2.000 Unterschrif-
ten beisammen (1.347 Unterzeichner).

Zu den Initiatoren des offenen Brie-
fes aus Bayern gehören mit Maria 
Noichl und Ismail Ertug auch zwei 
Abgeordnete des Europaparlaments. 
In dem Brief wird gefordert, dass es 
»keine sozialdemokratische Zustim-
mung im Rahmen der Billigung des 

Abkommens im Rat der Ministerinnen 
und Minister« geben dürfe. Die schles-
wig-holsteinische Initiative nennt als 
einen der zentralen Kritikpunkte an 
CETA, dass das umstrittene System 
der Investor-Staats-Schiedsgerichts-
barkeit »durch CETA noch weiter aus-
gebaut« wird. Ein neu zu schaffender 
Handelsgerichtshof bzw. Schiedsstel-
len »sollen ohne Bindung an europä-
isches Recht, an das Grundgesetz und 
weitere deutsche Gesetze entscheiden 
können. Sie können sich bei ihren Ent-
scheidungen über europäisches und 
deutsches Recht hinwegsetzen. Somit 
entsteht eine Nebenverfassung«. Die 
im Grundgesetz verankerten Grund-
prinzipien des Sozialstaates und des 
Umweltschutzes müssten bei Abwä-
gungen nicht berücksichtigt werden. 
Viele tausend Unternehmen könnten 
die Sonderklagerechte bei CETA nut-
zen »und z. B. gegen eine Anhebung 
der Gewerbesteuern in einer Kommu-
ne oder den Ausstieg aus fossilen En-
ergieträgern klagen«.

Dass durch CETA die öffentliche Da-
seinsvorsorge gefährdet wird, haben zu-
vor schon verschiedene Wissenschaftler 

geäußert. Prof. Martin Nettesheim von 
der Universität Tübingen etwa urteilte 
am 27. Mai in einem Gutachten: »CE-
TA lässt den politischen Gestaltungs-
spielraum der Länder und Gemeinden 
in Deutschland nicht unberührt.« Eine 
umfassende Ausnahme von Dienstlei-
stungen des Allgemeininteresses bei 
Privatisierungen sei in dem Abkommen 
nicht enthalten. Weder Kultur noch die 
Wasserversorgung seien komplett davor 
geschützt.

Prof. Wolfgang Weiß, Verwaltungs-
rechtler der Universität Speyer, wies dar-
auf hin, dass in CETA bestimmte Gre-
mien in manchen Fällen verbindliche 
Entscheidungen ohne parlamentarische 
Zustimmung treffen dürfen. Das betref-
fe die Änderung des Abkommens und 
seiner Anhänge, verbindliche Auslegun-
gen, die Anwendung mancher Ausnah-
men oder das vereinfachte Aushandeln 
von gegenseitigen Anerkennungsab-
kommen. Das liefe, so Weiß, auf eine 
Selbstentmachtung der Parlamente bei 
grundlegenden Aufgaben hinaus.

 Rolf-Henning Hintze, München
www.klartext-spd-bayern.eu 

http://kurzlink.de/spd-ceta

Mehr als 400.000 haben 
»kleinen Waffenschein«
Berlin. Immer mehr Bundes-
bürger haben einen »kleinen 
Waffenschein«. In den ersten 
sechs Monaten dieses Jahres 
stieg deren Zahl um 49 Prozent 
auf rund 402.000, wie die Welt 
am Sonntag unter Berufung auf 
das Bundesinnenministerium 
berichtete. Im ersten Halbjahr 
2015 waren erst knapp 270.000 
solcher Waffenscheine regi-
striert. Der kleine Waffenschein 
gilt für Schreckschusswaffen 
und Reizgas. Mehr Schusswaf-
fen haben sich die Deutschen 
dagegen nicht zugelegt.  (AFP/jW)

Kaufprämie für  
Elektroautos floppt
Berlin. Vier Wochen nach dem 
Start der Kaufprämie für Elek-
troautos lässt das Interesse an 
der Förderung deutlich nach. 
Bisher seien lediglich 1.523 
Anträge beim Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle (BAFA) eingegangen, 
berichteten mehrere Zeitungen 
unter Verweis auf Zahlen der 
Behörde.  (AFP/jW)

GSG 9 stellt sich  
auf den IS ein
Berlin. Der islamistische Terror 
stellt die Polizeieliteeinheit 
GSG 9 vor neue Herausforde-
rungen. Sie müsse sich nach 
Darstellung ihres Komman-
deurs Jérôme Fuchs anpassen. 
»Die Terroristen des selbster-
nannten ›Islamischen Staats‹ 
agieren sehr entschlossen. Also 
müssen wir als Spezialeinheit 
noch entschiedener, noch un-
mittelbarer und noch schneller 
reagieren«, sagte Fuchs in Bild 
am Sonntag.  (dpa/jW)

Üben für den großen Krieg: Bundeswehr im Gefechtsübungszentrum (GÜZ) bei Letzlingen mit dem Schützenpanzer 
» Marder«, 12. Mai 2011
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Zitat des Tages

Mitteilung der Kölner Polizei am 

Sonntag via Twitter, während 

Tausende Erdogan-Anhänger 

und Gegendemonstranten 

durch die Stadt zogen. Besagte 

Dreharbeiten wurden laut Köl-

ner Stadtanzeiger für den glei-

chen Tag genehmigt

Gegen 15.15 Uhr fin-
den Aufnahmen für die 
RTL-Serie »Cobra 11« 

am Breslauer Platz 
statt. Es soll laut knal-
len und einen Feuer-

ball geben.
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